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Antrag 

der Abgeordneten Oswald Metzger, Antje Hermenau, Kristin Heyne, Christine 
Scheel, Margareta Wolf (Frankfurt) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Subventionskontrolle - eine notwendige Voraussetzung für nachhaltiges 
Wirtschaften 


Der Bundestag wolle beschließen; 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Von den Ausgaben des Staates profitieren vielfach gesellschaftli- 
che Gruppen, die nicht der staatlichen Unterstützung bedürfen. 
Ein wesentlicher Grund dafür sind die zahlreichen Subventionen, 
die jedoch nur teilweise öffentlich bekanntgemacht werden. Die 
Politik der weitreichenden und unüberschaubaren Subventionie- 
rung wurde in den letzten Jahren ungebremst fortgesetzt, gleich- 
zeitig hat sich die Finanzlage der öffentlichen Haushalte immer 
weiter verschlechtert. Ausgabenkürzungen finden vornehmlich im 
Bereich der sozialen Leistungen statt, eine dauerhafte und sozial 
ausgewogene Konsolidierung der Staatsfinanzen ist damit nicht 
möglich. Eine Begrenzung der staatlichen Ausgaben muß deshalb 
auch mit einer umfassenden Kontrolle der Subventionen verbun- 
den werden. Dazu gehören nicht nur der Abbau von Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen, sondern auch eine umfassende Prü- 
fung der Effizienz der Subventionsvergabe. Subventionsabbaü 
und mehr Wirtschaftlichkeit bei der Subventionsvergabe sind un- 
verzichtbare Voraussetzungen einer zukunftsfähigen Wirtschafts-, 
Finanz- und Haushaltspolitik. Von dieser Zielsetzung ist die Sub- 
ventionspolitik in der Bundesrepublik Deutschland unverändert 
weit entfernt. 

• Unverändert hohes Niveau der Subventionen. Obwohl die 
Vertreter von Politik und Verwaltung stets die Begrenzung der 
Subventionen gefordert haben, sind die staatlichen Finanzhil- 
fen und Steuervergünstigungen immer weiter angestiegen. Die 
Bundesregierung hat diesen Zustand nicht geändert, obwohl 
sie einmal mit dem Versprechen angetreten ist, die Subventio- 
nen grundsätzlich auf den Prüfstand zu stellen. Die Forderung 
nach Subventionsabbau blieb ein Lippenbekenntnis, dem kei- 
ne Taten gefolgt sind. Obwohl die Subventionen begrifflich 
möglichst klein gehalten werden, sind nicht einmal die Sub- 
ventionsberichte der Bundesregierung ein Beleg für einen Sub- 
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ventionsabbau. Die vorliegenden Untersuchungen über die 
Subventionsvergabe in der Bundesrepublik Deutschland zei- 
gen darüber hinaus, daß die Steuervergünstigungen und Fi- 
nanzhilfen weitaus höher sind, als sie in den Regierungsbe- 
richten ausgewiesen werden. Während der Subventionsbericht 
der Bundesregierung im Jahr 1995 ein Gesamtvolumen der 
Subventionen von 108 Mrd. DM ausweist, kommt eine Studie 
des Kieler Instituts für Weltwirtschaft (IfW) für das gleiche Jahr 
auf einen Betrag von über 298 Mrd. DM (Kieler Arbeitspapier 
Nr. 793/1997). Dies bedeutet einen Anteil der Subventionen am 
Brutto inlandsprodukt von deutlich über 8 %. Das Deutsche In- 
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW) beziffert das Subventi- 
onsvolumen mit einer engeren Abgrenzung für 1996 auf über 
153 Mrd. DM (Wochenbericht des DIW 50/1997). Trotz der un- 
terschiedlichen Abgrenzung der Subventionen bei den For- 
schungsinstituten wird deutlich, daß die von der Bundesregie- 
rung ausgewiesenen Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
nur einen engen Ausschnitt aus der Subventionsrealität abbil- 
den. Die abweichenden Eingrenzungen der Subventionstat- 
bestände zeigen aber auch, daß es an einer klaren Vorgabe für 
eine lückenlose Erfassung aller Subventionen in der Bundes- 
republik Deutschland mangelt. 

• Wirtschaftspolitisch verfehlte Subventionen. Die Subventi- 
onsvergabe in der Bundesrepublik Deutschland ist in weiten 
Bereichen nicht zielgerecht. Die Subventionen fließen immer 
noch zu einem erheblichen Teil in alte Industrien. Sie lassen 
sich vielfach weder mit wirtschafts- noch mit verteilungspoli- 
tischen Argumenten rechtfertigen. Diese Subventionspolitik 
hemmt den Strukturwandel und führt gleichzeitig auch zu Ver- 
teilungsungerechtigkeiten. Beispiele für unsinnige Subventio- 
nen sind die vielen umweltpolitisch schädlichen Subventionen, 
wie sie sich vor allem in den Bereichen Landwirtschaft, Ver- 
kehr und Wirtschaft finden. Die Sonderinteressen der Subven- 
tionsempfänger haben sich immer mehr gegenüber dem all- 
gemeinen Interesse an einer Subventionsbegrenzung 
durchgesetzt. Es fehlt der Mut, die unüberschaubaren, zumeist 
klientelorientierten Steuersubventionen durch ein neues Sub- 
ventionsvergabeverfahren zu beenden. 

• Intransparente Subventionsvergabe. Das Vergabe- und Kon- 
trollverfahren ist hochgradig intransparent. Das entscheiden- 
de Problem für eine Kontrolle von Subventionen ist dabei, daß 
die von der Bundesregierung (und auch von den Ländern) ver- 
öffentlichten Übersichten keinen vollständigen und verläßli- 
chen Überblick über die Gesamtheit der Subventionspraxis er- 
lauben. Die Subventionsberichte der Bundesregierung sind 
deshalb keine geeignete Grundlage für eine umfassende Be- 
standsaufnahme der Subventionen von Bund, Ländern/Ge- 
meinden und den Leistungen der Europäischen Gemeinschaft. 
Es mangelt an der Grundvoraussetzung für die Kontrolle von 
Subventionen, nämlich an der genauen Kenntnis über den Kon- 
trollgegenstand. Die Bundesregierung hat zwar verschiedent- 
lich auf den Subventionskodex von Bund und Ländern (und 
auch auf die subventionspolitischen Grundsätze von EU und 
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GATT/WTO) verwiesen und betont, daß die Subventionen der 
Gebietskörperschaften nach Zweck, Umfang und Bedingun- 
gen so aufeinander abzustimmen sind, daß sie sich nicht wi- 
dersprechen. Die gegenwärtige Berichterstattung über die 
Subventionspraxis der verschiedenen Gebietskörperschaften 
läßt jedoch eine solche Abstimmung der Subventionen nicht 
zu. So ist vor allem zu bemängeln, daß neben dem Bund von 
den Ländern unterschiedlich geartete Subventionsberichte 
vorgelegt werden. Die Berichte sind kaum miteinander ver- 
gleichbar, weil ihnen keine einheitliche Konzeption zugrunde 
liegt. Besonders groß ist das Informationsdefizit auf Gemein- 
deebene, weil ein zeitnaher Überblick über die kommunalen 
Subventionsleistungen bisher fehlt. Das gleiche gilt auch für 
Subventionen, die aus sonstigen öffentlichen Haushalten kom- 
men. 

Fehlen einer umfassenden Evaluation der Subventionen. Die Un- 
vollständigkeit der Subventionsberichte korrespondiert mit dem 
Verzicht auf die Prüfung von Zielerreichung, Wirtschaftlichkeit 
und Wirksamkeit von Subventionen. Der Bundesrechnungshof hat 
zu Recht auf das Fehlen einer wirksamen Subventionskontrolle 
hingewiesen. In den Bemerkungen 1996 des Bundesrechnungs- 
hofes heißt es zur Planung und Erfolgskontrolle bei den Subven- 
tionen des Bundes: „Die Bundesministerien sind oft nicht in der 
Lage, die Zielerreichung, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit von 
Subventionen einzuschätzen. Häufig fehlt eine Analyse der Aus- 
gangssituation und eine daraus abgeleitete Begründung für die Art 
und den Umfang der Förderung durch den Bund. Meist werden 
auch keine überprüfbaren Ziele sowie Maßstäbe vorgegeben, an 
denen der Erfolg einer Maßnahme gemessen werden könnte. 
Damit fehlen die Grundlagen für effektive und effiziente Ent- 
scheidungen über Fördermaßnahmen und für nachträgliche Er- 
folgskontrollen" (Drucksache 13/5700). Auch im späteren Sub- 
ventionsbericht (Drucksache 13/8420) wird dies - trotz des 
Versuches, das vernichtende Urteil des Bundesrechnungshofes zu 
entkräften - nicht eingelöst. Der Deutsche Bundestag stellt fest, 
daß der Befund des Bundesrechnungshofes weiterhin gültig ist. 
Eine umfassende Reform, mit der die Planung und Erfolgskontrol- 
le der Fördermaßnahmen verbessert und die Subventionsbericht- 
erstattung des Bundes und der Länder erweitert wird, ist deshalb 
dringend erforderlich. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Für eine wirksame Kontrolle und damit auch langfristig durch- 
setzbare Begrenzung der Subventionen und Finanzhilfen ist es un- 
entbehrlich, die bestehenden Regelungen zu erweitern und zu er- 
gänzen. Notwendig hierzu sind Maßnahmen, die eine Kontrolle 
bei der Gestaltung und Gewährung von Subventionen ermögli- 
chen (Ex-ante-Instrumente). Gleichzeitig sind Vorkehrungen 
erforderlich, um die Berichterstattung und Evaluation der Sub- 
ventionsvergabe auf eine neue Grundlage zu stellen (Ex-post-In- 
strumente). Die Festlegung von effizienten und transparenten Vor- 
schriften zur Gestaltung von Subventionen sind eine wichtige 
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Voraussetzung für eine wirksame Begrenzung. Um eine ausrei- 
chende Kontrolle und Transparenz der Subventionspolitik in den 
Parlamenten und in der Öffentlichkeit zu ermöglichen, kommt es 
darauf an, Ausmaß, Ziele, Wirkungen und Gefahren der Subven- 
tionspohtik präzise in einer einheitlichen Subventionsberichter- 
stattung offenzulegen. Dazu sind neue Regelungen im Haushalts- 
recht notwendig, die die bisherigen Vorschriften ablösen. Eine 
geeignete Grundlage hierfür bietet das Haushaltsgrundsätzege- 
setz (HGrG), das im Teil II um einen neuen Abschnitt „Subventio- 
nen'' ergänzt wird. Im einzelnen sind folgenden Maßnahmen er- 
forderlich: 


1. Vollständige Erfassung der Subventionen 

Die bisherige enge und unsystematische Abgrenzung der Sub- 
ventionen muß erweitert werden, um eine möglichst vollständige 
Erfassung der Subventionsvergabe zu erreichen. Ein einheitlicher 
Subventionsbegriff für alle staatlichen Ebenen ist erforderlich, um 
die Vergleichbarkeit und Vollständigkeit der Daten sicherzustel- 
len. In diesem Sinn muß die Subventionsabgrenzung - soweit sie 
Unternehmen betrifft - mit der europäischen Regelung des Ver- 
bots staatlicher Beihilfen in Einklang gebracht werden (Artikel 92 
I EG- Vertrag). Da die Gewährung von Subventionen an Unter- 
nehmen oder Produktionszweige im Rahmen des europäischen 
Binnenmarktes wettbewerbsverzerrend wirken kann, unterliegt 
das staatliche Subventionsrecht einer europäischen Kontrolle. Eine 
erweiterte Definition des Subventionsbegriffes sollte auch alle 
Zahlungen an Institutionen erfassen, die Güter und Dienstleistun- 
gen ohne Erwerbszweck erzeugen (soweit diese in starkem Maße 
verzerrende Auswirkungen auf den marktwirtschaftlichen Wirt- 
schaftsprozeß haben bzw. in starkem Maße einzelne Sektoren be- 
treffen). Die Gewährung von Subventionen darf nur zulässig sein 
zur Erreichung von Zwecken, die in wichtigem öffentlichen Inter- 
esse liegen und die ohne die Subventionen nicht oder nicht aus- 
reichend erfüllt werden können. Dabei sind folgende Grundsätze 
zu beachten: 

• Einbeziehung aller Finanzhilfen. Hierzu zählen Zuschüsse für 
laufende Zwecke und Zuschüsse für Investitionen, Schulden- 
diensthilfen, Erstattungen, Darlehensgewährungen und Ver- 
mögensübertragungen. Die Finanzhilfen sollen dabei in voller 
Höhe derjenigen staatlichen Ebene bzw. parafiskalischen In- 
stitution zugeordnet werden, die sie verausgabt. Damit kann 
auch eine angemessene Darstellung der regionalen Verteilung 
der Subventionen gewährleistet werden. 

• Berücksichtigung von Zahlungsströmen zwischen den Ge- 
bietskörperschaften. Zahlungen an jeweils andere Gebiets- 
körperschaften sollen dann als Subventionen ausgewiesen 
werden, wenn diese Mittel konkret dazu bestimmt sind, an Drit- 
te gewährt zu werden bzw. Dritte zu begünstigen (Mitfinan- 
zierung der Subventionsgewährung einer anderen Gebiets- 
körperschaft, durchgeleitete Mittel). 
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• Vollständige Erfassung von Steuervergünstigungen. Als Steu- 
ervergünstigungen sind alle diejenigen steuerlichen Rege- 
lungen auszuweisen, in denen von einer gleichmäßigen 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit abgewichen wird 
(Ausnahmen und Sonderregelungen). In vielen Bereichen des 
Steuerrechts finden sich diese Tatbestände, sie werden jedoch 
nur unvollständig erfaßt (als Subventionen werden nur die in 
der Anlage 2 ausgewiesenen Steuervergünstigungen erfaßt, 
während die unsystematisch aufgelisteten Steuervergünsti- 
gungen der Anlage 3 unberücksichtigt bleiben). Der wesentli- 
che Schritt zur Lösung des Problems ist deshalb eine umfas- 
sende Steuerreform. Darüber hinausgehende steuerliche 
Subventionen müssen analog zur Systematik im amerikani- 
schen Haushalt vollständig als Steuersubventionen erfaßt wer- 
den (das US-Finanzministerium und die Steuerausschüsse 
grenzen „tax-expenditures"' vollständig von der „Normalbe- 
steuerung" ab: Joint Committee on Taxation, Estimates of fe- 
deral tax expenditures for fiscal years 1998 bis 2002, Washing- 
ton, prepared for the House Committee on Ways and Means and 
the Senate Committee on Finance, December 15, 1997, GPO). 

• Berücksichtigung öffentlicher Leistungen ohne Kosten- 
deckung. Zu prüfen ist auch, inwieweit die verbilligte Abgabe 
öffentlicher Leistungen (ohne Kostendeckung, Ausgleich von 
Fehlbeträgen, Veräußerung verbilligter Grundstücke) bzw. der 
öffentliche Erwerb von Gütern zu erhöhten Preisen in die Dar- 
stellung der Subventionen aufgenommen werden kann. Diese 
„heimlichen" Preissubventionen werden bisher nicht doku- 
mentiert, sie umfassen jedoch nach den Schätzungen der For- 
schungsinstitute ein erhebliches Finanz volumen. 

• Einbeziehung von Subventionen für öffentliche Unterneh- 
men. Bisher werden in der Subventionsberichterstattung der 
Bundesregierung nur Subventionen erfaßt, die an Stellen 
außerhalb der Bundesverwaltung fließen. Durch diese Ab- 
grenzung werden beträchtliche Subventionen ausgeblendet. 
Künftig sollen deshalb auch Finanzhilfen und Steuervergün- 
stigungen für öffentliche Unternehmen vollständig in die Sub- 
ventionsberichte aufgenommen werden. 

• Einbeziehung von Subventionen aus sonstigen öffentlichen 
Haushalten. Das in den Subventionsberichten ausgewiesene 
Subventionsvolumen muß um die Subventionen aus anderen 
öffentlichen Haushalten ergänzt werden. Dies betrifft vor al- 
lem die budgetären Belastungen durch Subventionsleistungen 
aus den Sondervermögen, den Sozialversicherungen, der Bun- 
desanstalt für Arbeit und anderen parafiskalischen Fonds. 


2. Transparente und effiziente Vorschriften zur Gestaltung der 
Subventionen 

Subventionen haben sich in der politischen Praxis als äußerst dau- 
erhaft erwiesen. Deshalb muß künftig bereits bei der Festlegung 
und Gestaltung von Subventionen auf ihre Begrenzung hingewirkt 
werden. Dies gilt insbesondere für solche Subventionen, die ver- 
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zerrende Auswirkungen auf den marktwirtschaftlichen Wirt- 
schaftsprozeß haben. 

Regelungen dazu sind ebenfalls in das Haushaltsgrundsätzegesetz 
aufzunehmen. 

Die folgenden Grundsätze sind dabei zu beachten, Ausnahmen 
von diesen Vorschriften sollen an eine explizite Begründungs- 
pflicht gebunden werden: 

• Zeitliche Befristung. Mit einer Befristung der Subventionen 
kann von vornherein deutlich gemacht werden, daß die Hilfen 
im Regelfall nur vorübergehend gewährt werden, so daß sich 
die Subventionsempfänger frühzeitig auf den Abbau einstel- 
len können. Eine Fortsetzung der Subventionierung ist damit 
keineswegs ausgeschlossen, sie ist jedoch an eine begründete 
Entscheidung geknüpft. Damit kann sichergestellt werden, daß 
die Subventionen nicht unbemerkt ohne parlamentarische 
Kontrolle auf Dauer fortbestehen. 

• Degressive Staffelung. Die Subventionen sollten in möglichst 
vielen Fällen degressiv gestaffelt werden. Auf diese Weise kön- 
nen Dauersubventionen verhindert werden, gleichzeitig kann 
den damit verbundenen Bestrebungen der Subventionsemp- 
fänger nach Beibehaltung der Hilfen entgegengewirkt werden. 
Die degressive Staffelung führt dazu, daß die Empfänger auf 
das Auslaufen der Subventionierung vorbereitet werden. 

• Vorrangige Gewährung als Finanzhilfen anstatt Steuerver- 
günstigungen. Die Subventionierung durch Steuervergünsti- 
gungen ist schwer kontrollierbar, hinzu kommen die progres- 
sive Wirkung (bei der Einkommensteuer) und die mangelnde 
Zurechenbarkeit zu einzelnen Empfängern. Gleichzeitig läuft 
die steuerliche Subventionierung aufgrund von Mitnahmeef- 
fekten häufig ins Leere. Deshalb sind Finanzhilfen gegenüber 
den Steuersubventionen vorzuziehen. Finanzhilfen lassen sich 
relativ leicht in den öffentlichen Haushalten als Ausgaben aus- 
weisen und mit ihrem Finanzvolumen beziffern. Steuerver- 
günstigungen werden hingegen nicht unmittelbar in den Haus- 
halten deklariert und unterliegen nicht der jährlichen 
Haushaltsgesetzgebung und -Überprüfung: Ihr Finanzvolumen 
kann nur grob geschätzt werden. 

• Ausgestaltung in geeigneten Fällen als rückzahlbare Hilfen 
oder Schuldendiensthilfen. Bei der Gewährung von rückzahl- 
baren Hilfen bzw. Darlehen besteht die Subventionskompo- 
nente in vergleichsweise günstigen Zins- und Tilgungskondi- 
tionen. Eine Rückzahlungsverpflichtung könnte beispielsweise 
in Betracht kommen, wenn Unternehmen zur Anpassung an 
neue Strukturen eine Übergangshilfe gewährt wird und danach 
wieder eine wirtschaftlich bessere Lage des Unternehmens die 
Rückzahlung ermöglicht. 


3. Erhöhte Anforderungen an die Subventionsvergabe 

Die häufig vorgenommene Einteilung der Subventionen in Erhal- 
tungshilfen, Anpassungshilfen und Produktivitätshilfen vermag 
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nicht dazu beizutragen, Klarheit über die konkret angestrebten 
Ziele zu schaffen. Diese Unterscheidung - sie folgt den bestehen- 
den Regelungen zur Subventionsberichterstattung nach StWG 
§ 12, Abs. 2 - ist deshalb nicht ausreichend. Überdies stellt die Ein- 
ordnung in diese Kategorien noch keine ausreichende Begrün- 
dung für die Notwendigkeit der jeweiligen Subventionen dar. Eine 
präzise Darlegung der Subventionsziele ist deshalb ebenso erfor- 
derlich wie eine genaue Prüfung der Subventionstatbestände. 

• Präzise Darlegung der Subventionsziele. Eine wirksame Kon- 
trolle der Subventionen verlangt Klarheit über die Ziele, die 
mit ihnen angestrebt werden. Bund und Länder sollen deshalb 
verpflichtet werden, neben den Rechtsgründen oder sonstigen 
Verpflichtungen, auf denen die jeweiligen Subventionen be- 
ruhen, die Zielsetzungen für diese Subventionen exakt anzu- 
geben. Die gesetzliche Berichtspflicht muß deshalb ausdrück- 
lich verlangen, daß die Ziele in jedem Einzelfall eindeutig und 
klar genannt werden. Zudem ist ausdrücklich klarzustellen, 
daß aus den Zielbeschreibungen eindeutig hervorgehen muß, 
inwieweit die Ziele im öffentlichen Interesse liegen. 

• Nachweis der Beurteilungskriterien. Es sollten Beurteilungs- 
kriterien für die Zielerreichung aus den Beschreibungen er- 
kennbar sein, so daß die Erfolgskontrolle darauf ausgerichtet 
werden kann. Auf der Grundlage der Zielbeschreibungen soll- 
te festgestellt werden können, inwieweit die Subventionen ge- 
eignet sind, die angegebenen Ziele zu erreichen, inwieweit die 
Subventionen im Hinblick auf die Ziele überhaupt erforderlich 
sind und ob der Aufwand an eingesetzten Mitteln im Verhält- 
nis zur Zielerreichung angemessen ist. 

• Solide Evaluationen notwendig. Über die bisherigen Anforde- 
rungen an den Subventionsbericht hinaus werden der Bund und 
die Länder verpflichtet, gegenüber den Zielen der jeweiligen 
Vergabe von Subventionen deren faktische Auswirkungen zu 
bewerten. Die Nutzung moderner Verfahren einer empirisch 
ausgerichteten Effizienzanalyse soll dazu vorgeschrieben wer- 
den. Falls hierbei deutliche Zielverfehlungen sichtbar gemacht 
werden können, ist eine Rücknahme der Subventionsver- 
pflichtung und damit ein Subventionsabbau geboten. 

• Kompatibilität mit EU-Recht sicherstellen. Die Vergabe von 
Subventionen an Unternehmen muß mit der Beihilfen-Rege- 
lung nach EU-Recht in Übereinstimmung gebracht werden (Ar- 
tikel 92 und 93 EG-Vertrag). Deshalb ist sicherzustellen, daß 
wettbewerbsverzerrende Beihilfen gleich welcher Art an be- 
stimmte Unternehmen oder Produktionszweige verhindert 
werden. Dies bedeutet, daß bei den vorzusehenden Kosten- 
Nutzen-Untersuchungen als Ex-ante-Verfahren bei der Ver- 
gabe von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen bei Bund, 
Ländern, Gemeinden, Sozialversicherungen, Bundesanstalt 
für Arbeit, Sondervermögen und anderen parafiskalischen 
Fonds im Rahmen des Prüfverfahrens explizit und eindeutig 
die Übereinstimmung mit EU-Recht geprüft und transparent 
gemacht werden muß. 
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4. Erweiterung der Subventionsberichterstattung 

Wesentliches Ziel ist die Vervollständigung und Verbesserung der 
Berichterstattung über Subventionsvergabe. Die Beurteilung 
staatlicher Leistungen erfordert eine vollständige und umfassen- 
de Berichterstattung des Bundes über Finanzhilfen und Steuer- 
vergünstigungen. Dazu gehören vor allem: 

• Einheitliche Subventionsberichte von Bund und Ländern. Um 

die Gesamtheit der Subventionen übersichtlich darzustellen, 
müssen die Subventionsberichte aller Gebietskörperschaften 
mit einer einheitlichen Systematik hinsichtlich des Berichts- 
zeitraums, der Eingrenzung und Einteilung der Subventionen 
erstellt werden. Dies ermöglicht zugleich eine bessere Über- 
prüfung der kumulativen Wirkung von Subventionen. Grund- 
lage ist die Jährlichkeit der Berichterstattung, wodurch eine 
Synchronisierung mit den jeweiligen Haushaltsberatungen er- 
reicht wird. 

• Transparenz mit Verwaltungsvereinfachung verbinden. Die 

Darlegungsbreite (Anforderungen an die Angaben und Darle- 
gungen) im Subventionsbericht sollte zur Reduzierung des Ver- 
waltungsaufwandes nach Subventionsgruppen differenziert 
werden. Die wirtschaftsbezogenen Fördermaßnahmen stehen 
dabei im Zentrum einer ausführlichen Berichterstattung. Dies 
betrifft vor allem die Hilfen an Unternehmen und Wirtschafts- 
zweige, private Haushalte, soziale und ähnliche Einrichtungen 
und Organisationen ohne Erwerbszweck. Im Hinblick auf die 
Darlegungsbreite geht es vor allem um die Benennung der 
Subvention (einschließlich der Zieldarlegung), die Erfassung 
des Finanzvolumens in den einzelnen Jahren der Berichtspe- 
riode und um Hinweise auf die Befristung und Abbaubestre-’ 
bungen. 

• Präzise Darlegung der Ziele, der Eignung, Erforderlichkeit 
und Effizienz. Der Subventionsbericht muß Auskunft darüber 
geben, zu welchen Maßnahmen bzw. zu welchem Verhalten 
der Subventionsempfänger veranlaßt werden soll. Zusätzlich 
sollte die geforderte Berichterstattung insbesondere angeben: 

die Ziele der Subventionsgewährung in jedem Einzelfall, 

- ob und inwieweit die Ziele in wichtigem öffentlichen In- 
teresse liegen, 

- Beurteilungskriterien für die Zielerreichung, 

- Eignung zur Erreichung der angegebenen Ziele, 

- Erforderlichkeit der Subventionen im Hinblick auf die Zie- 
le, 

- das Verhältnis zwischen Aufwand an eingesetzten Mitteln 
und der Zielerreichung, 

- Erforderlichkeit der Höhe, 

- Analyse von Mitnahmeeffekten, Mehrfachsubventionie- 
rung, gegenläufige Subventionseffekte bei Kumulationen. 
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• Abbauvorschläge darlegen und auflisten. Bisher geht aus den 
Subventionsberichten nicht ausreichend hervor, ob und inwie- 
weit Kürzungen oder völlige Streichungen von Subventionen 
angestrebt werden. Ebensowenig ist ersichtlich, welche Ent- 
wicklung auf mittlere Sicht geplant ist. Das jeweilige Subven- 
tionsvolumen wird nur für das folgende Haushaltsjahr ange- 
geben, nicht dagegen für weitere künftige Jahre. Auch aus den 
in der bisherigen Subventionsberichterstattung der Bundesre- 
gierung („Überlegungen für die zukünftige Gestaltung" bei 
den einzelnen Finanzhilfen und den „Stellungnahmen" zu den 
Steuervergünstigungen) ist nicht ausreichend und zum großen 
Teil gar nicht ersichtlich, ob und in welchem Umfang ein Abbau 
von Subventionen in den kommenden Jahren ins Auge gefaßt 
wird. Notwendig ist deshalb eine Darstellung der Entwicklung 
der jeweiligen Subvention im Finanzplanungszeitraum. Dabei 
müssen auch die Konsequenzen eines stufenweisen Abbaus 
von Subventionen offengelegt werden. 

• Gliederung und Aufbau. Bund, Länder und Gemeinden benöti- 
gen eine einheitliche Gliederung der Berichte. Als Orientie- 
rung für die vorzunehmende Gliederung kann der Funktio- 
nenplan gemäß § 11 Haushaltsgrundsätzegesetz dienen. 
Weitere Vorschriften zum Berichtsinhalt sind 

- Berichtsperiode: Um für eine ausreichende Transparenz 
hinsichtlich der zeitlichen Entwicklung der Subventionen 
zu sorgen, sind Angaben für eine Reihe von Jahren erfor- 
derlich, also für einen längeren Zeitraum (drei vorange- 
gangene, das laufende Jahr und für die weiteren Jahre des 
Zeitraums der Finanzplanung); 

- Erfassung der Mitfinanzierung und Darstellung der Ge- 
samtbegünstigung: Wird in den Subventionsberichten je- 
weils der Gesamtbetrag der Subventionsgewährung aller 
verschiedenen Haushalte für den jeweiligen Zweck aus- 
gewiesen, dann sind Hinweise nötig, in welchem Umfang 
die einzelnen Subventionsgeber beteiligt sind; 

- Hinweise auf Mehrfachsubventionierung und weitere För- 
derung: Soweit Fördermittel für bestimmte Bereiche nicht 
nur aus den Haushalten der Gebietskörperschaften, son- 
dern zusätzlich auch von öffentlichen Unternehmen (z. B. 
von Wirtschaftsförderungsgesellschaften, öffentlichen Kre- 
ditinstituten) und Stiftungen gewährt werden, sollte auch 
darauf in den Subventionsberichten hingewiesen werden; 

- Angabe der Rechtsgrundlagen: Es ist auszuführen, ob die 
jeweiligen Subventionen auf besonderem Gesetz oder le- 
diglich auf der Bewilligung im Haushaltsplan beruhen; 
außerdem ist ggf. auf die zugehörigen Richtlinien oder son- 
stigen Grundlagen hinzuweisen; 

- Offenlegung von Steuervergünstigungen auch in den Sub- 
ventionsberichten der Länder. 
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5. Subventionsübersicht und Subventionshinweise im Haus- 
haltsplan verankern 

Unmittelbar im Zusammenhang mit den Haushaltsplänen sollen 
die Subventionen in ihrer Gesamtheit dargestellt werden. Den 
Haushaltsplänen sollte dazu jeweils eine Anlage beigefügt wer- 
den, die eine Auflistung aller Finanzhilfen enthält, die aus dem je- 
weiligen öffentlichen Haushalt gewährt werden. Nach Möglich- 
keit sollte auch eine Schätzung zumindest des Gesamtbetrages 
angegeben werden, welche Steuervergünstigungen (und andere 
Einnahmeverzichte) bei der jeweiligen Körperschaft zu Buche 
schlagen. Diese Auflistung sollte als Anlage zum Haushaltsplan im 
Haushaltsrecht vorgeschrieben werden. Dazu muß der bisherige 
§ 1 1 HGrG erweitert werden. Dieser regelt, welche Anlagen der 
Haushaltsplan aufweisen muß. 

Weitere Erfordernisse sind; 

• Kennzeichnung von Subventionen im Haushaltsplan. Im 

Haushaltsplan sollten die Finanzhilfen als solche ausdrücklich 
gekennzeichnet und mit Hinweisen auf die Fundstellen in der 
Anlage und im Subventionsbericht versehen werden. Auf die- 
se Weise läßt sich eine umfassende Transparenz auch bereits 
im Haushaltsverfahren herstellen. Dazu müssen die Regelun- 
gen in § 12 HGrG ergänzt werden. Künftig sollen dort die ge- 
forderten Kennzeichnungen und Vermerke zu den Subventio- 
nen vorgeschrieben werden. 

• Mittelfristige Projektion. Im Finanzplan sind die für den Fi- 
nanzplanungszeitraum vorgesehenen Finanzhilfen und Steu- 
ervergünstigungen darzustellen. Der Subventionsbericht soll 
als Anlage zum Haushaltsplan veröffentlicht werden und da- 
bei den gleichen Charakter erhalten wie die mittelfristige 
Finanzplanung. Analog zur bereits existierenden Vorschrift zu 
den Investitionsausgaben werden Bund und Länder verpflich- 
tet, die anhand von qualitativen Kriterien hinsichtlich der be- 
absichtigten Ziele und quantitativen Angaben über die erwar- 
teten Wirkungen das Volumen und die Struktur der geplanten 
Förderprogramme und die Einzel-Förderung zu erläutern und 
zu begründen. Für die gesetzgebenden Körperschaften wird 
dadurch die Transparenz der geplanten Subventionen erhöht. 
Gleichzeitig werden damit Bund und Länder verpflichtet, die 
in § 6 Abs. 2 HGrG vorgesehenen Kosten-Nutzen-Untersu- 
chungen als Ex-ante-Verfahren bei der Vergabe von Finanz- 
hilfen und Steuervergünstigungen anzuwenden und die sich 
daraus ergebenden Schlußfolgerungen darzustellen. 


6. Verbesserung der unabhängigen Begutachtung 

Die umfassende Berichterstattung muß einhergehen mit einer 
sachlichen Überprüfung der Subventionspraxis durch eine unab- 
hängige Begutachtung. Die Gremien der institutionalisierten Po- 
litikberatung müssen deshalb stärker in die Subventionskontrolle 
einbezogen werden. Darüber hinaus sind die Kontrollaufgaben der 
Rechnungshöfe zu erweitern. 
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• Unabhängige Begutachtung erweitern. Die umfassende Be- 
richterstattung wird ergänzt durch eine sachliche Überprüfung 
der Subventionspraxis durch eine unabhängige Begutachtung. 
Mit der Ergänzung des § 6 des Gesetzes über die Bildung ei- 
nes Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung wird der Auftrag des Sachverständi- 
genrates dahin gehend erweitert, daß die regelmäßige 
Überprüfung von Subventionen zu seinen ausdrücklichen Auf- 
gaben gehört, deren Ergebnisse in einem gesonderten Gut- 
achten festzuhalten sind. Damit wird gewährleistet, daß die ge- 
setzgebenden Körperschaften und die Öffentlichkeit in 
ausreichendem Umfang über die gesamtwirtschaftlichen Fol- 
gen der Subventionen informiert werden. 

• Ergänzende Begutachtung durch die Wirtschaftsfor^chungs- 
institute. Die Subventionspolitik muß nicht nur in regelmäßi- 
gen Abständen sachbezogen begutachtet werden, ebenso 
wichtig sind Prüfaufträge für einzelne Subventionsbereiche an 
die Forschungsinstitute. Analog zur bisherigen Strukturbe- 
richterstattung sollen deshalb die Wirtschaftsforschungsinsti- 
tute in die Prüfung der Subventionspraxis der Bundesrepublik 
Deutschland einbezogen werden. 

• Prüfungen der Rechnungshöfe erweitern. Bei der Prüfung der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Gebietskörperschaften 
müssen die Prüfaufträge verstärkt auf die Planung und Er- 
folgskontrolle bei den Subventionen gerichtet werden. Insbe- 
sondere sollte systematisch geprüft werden, ob der Vergabe 
von Subventionen eine ausreichende Analyse der Ausgangs- 
situation vorangeht und inwieweit eine ausreichende Grund- 
lage für effektive und effiziente Entscheidungen über Förder- 
maßnahmen und für nachträgliche Erfolgskontrollen vorliegt. 


Bonn, den 8. Mai 1998 

Oswald Metzger 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Christine Scheel 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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